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Editorial 

Liebe Leserinnen und Leser! 

Dieses Heft befaßt sich schwerpunkt-
mäßig mit „zielgruppenorientierter ent-
wicklungsbezogener Bildungsarbeit". 
Was für ein semantischer Sprachsack! 
Was ist gemeint? 

Seit langem ist denen, die für Entwick-
lungspolitik und Entwicklungshilfe zu-
ständig sind, klar, daß es weder reicht, 
Entwicklungsdienst und Entwicklungs-
projekte in übersee zu fördern, noch 
im eigenen Lande nach dem .Gießkan-
nenprinzip Informationsvermittlung zu 
betreiben. An Stelle einer früher eher 
diffusen und unspezifischen Bildungsar-
beit ist inzwischen eine differenziertere 
Bildungsarbeit getreten, die sich entwe-
der mit bestimmten Zielgruppen, wie 
z.B. Lehrer, Mediziner, Arbeitnehmer, 
Aktionsgruppen etc., oder aber Alit be-
stimmten Themen, wie z.B. Medien, 
Dritte-Welt-Tourismus, kommunale 
Kulturpolitik etc, befaßt. 

Dieses Heft berichtet darüber. Die Au-
toren und Autorinnen sind allesamt 
„Praktiker", d.h. sie betreiben tagtäg- 
lich entwicklungsbezogene Bildung, sei 
es nun als Referent, als Sekretärin in ei- 
ner „entwicklungsbezogenen Zen- 
trum", als Sachbearbeiter, der „Bil-
dungsprojekte" abwickeln muß, als Re- 
dakteurin beim Radio, als „Fachstellen- 
inhaber" in einem von der EKD ge-
schaffenen „Zentrum für entwicklungs- 
bezogene Bildung" etc. Die Autorin-
nen und Autoren, ob sie nun Grund-
sätzliches zu ihrer Arbeit schreiben 
oder ihre Erfahrungen berichten und 
reflektieren, die sie bei ihrer Arbeit ma-
chen, gehen dabei von drei Fragestel-
lungen aus: 
- warum zielgruppenorientierte Bil-
dungsarbeit? 
- welche Erfolge lassen sich dabei fest-
stellen? 
- welche Wirkungen sind erkennbar 
oder zu machen? 

Ihr 
Georg Friedrich Pfäfflin 



Rainer Imholze 

Lernchancen auf kommunaler Ebene. 
Das Beispiel der Städtepartnerschaft 

Sind Kommunen eine neue „Zielgruppe" entwicklungspolitischer Bildung? Die 
ständig zunehmende Zahl von Städtepartnerschaften mit der Dritten Welt bieten 
neue Chancen entwicklungspolitischen Lernens. Aber wer lernt was? Was ist zu be-
achten? Der Autor, Erziehungswissenschaftler im Bereich kommunaler Kulturar-

- beit und Dritte Welt zu Hause, reflektiert in seinem Beitrag neuere kulturpoliti-
sche Ansätze und Erfahrungen mit Städtepartnerschaften in Nordrhein-Westfalen. 

_ 1. Kommunale Entwicklungszusam-
menarbeit 

Die Zahl der Städtepartnerschaften mit 
Kommunen peripherer Regionen steigt 
ständig und dokumentiert das wach-
sende Interesse an kommunaler Ent-
wicklungszusammenarbeit (Stand 1987: 
total 76, davon 40 in Afrika, 15 in Asien 
und 21 in Lateinamerika (vgl. Bundes-
vereinigung der Kommunalen Spitzen-
verbände 1987)). Es handelt sich dabei 
nicht um eine neue Entwicklungsstrate-
gie, sondern um eine Ergänzung und/ 
oder Alternative zur staatlichen, nicht- • 
staatlichen und kirchlichen Entwick-
lungspolitik. Sie ist eine Reaktion auf 
die vielfältigen Aktionen entwicklungs-
politischer Gruppen, Partnerschaftsver-
eine, Solidaritätsgruppen sowie eine 
Antwort auf das Interesse und Engage-
ment einzelner Bürgerinnen/Bürger im 
lokalen und regionalen Kontext. 

Der Rat der Gemeinden Europas 
(RGE), der Deutsche Städtetag, Kom-
munale Spitzenverbände (IULA), Lan-
desregierungen, politische Parteien und 

einige nicht-staatliche Entwicklungsor-
ganisationen (u.a. terre des hommes, 
Welthungerhilfe) fordern eine ver-
stärkte interkommunale Zusammenar-
beit. In diesem Zusammenhang fanden 
in den letzten Jahren..Seminare und 
Symposien statt (zuletzt in Mainz im 
Rahmen der Nord-Süd-Kampagne des 
Europarats, Nov. 1988), die die vielfälti-
gen Probleme kommunaler und nicht-
staatlicher Entwicklungszusammenar-
beit thematisierten und in die öffentli-
che Diskussion brachten. Auch wurden 
drei Erklärungen „zur Ausweitung 
kommunaler und regionaler Entwick-
lungszusammenarbeit und zur Förde-
rung der Informations- und Bildungszu-
sammenarbeit" („Kölner Aufruf", 
„Madrider Appell", „Mainzer Erklä-
rung") verfaßt (erhältlich bei terre des 
hommes, Deutsche Welthungerhilfe, 
Stadt Mainz). Schlagwortartig wird 
diese Form des entwicklungspolitischen 
Engagements mit Begriffen wie „Inter-
dependenz und Solidarität", „Global 
denken — lokal handeln" und „Von der 
Wohltätigkeit zur Gerechtigkeit" um-
schrieben. 

Die kommunale Praxis zeigt jedoch, 
daß dieses für die Städte und Gemein-
den relativ neue Handlungsfeld nicht 

' einfach zu handhaben ist und daß die 
Möglichkeiten, die sich aus einer exi-
stierenden Städtepartnerschaft erge-
ben, häufig ungenutzt bleiben. Und da 
es sich um kommunale Angelegenhei-
ten handelt, institutionalisiert ist und 
verwaltet wird, machen sich die Kom-
munalpolitiker und Verwaltungsfach-
leute über rechtlich-administrative 
Aspekte mehr Gedanken als über 
Ziele, Inhalte und Form interkulturel-
len Lernens im Rahmen einer Städte-
partnerschaft. 

Die Probleme, die sich aus der Verbin-
dung mit einer außereuropäischen 
Kommune ergeben, sind wesentlich 
komplexer als häufig vermutet: Entfer- 
nung, Dependenz und kulturelle Ge-
gensätze erschweren den Dialog mit 
dem jeweiligen Partner. Unterschiedli-
che Norm- und Wertvorstellungen, ihre 
Interpretation und Wahrnehmung kön-
nen schnell zu Fehlinterpretationen 
führen. Zweifelhafte Motive, unklar 
definierte Ziele und Kriterien, eine 
dem Neuen wenig aufgeschlossene Ver-
waltung, mangelndes Einfühlungsver-
mögen in fremde Kulturen (Empathie), 
fehlende Professionalität und Konzept-
losigkeit sind Grande, die eine „gutge-
meinte" Partnerschaft bereits im An-
satz scheitern lassen. Die Entscheidung 
für eine Partnerschaft sollte deswegen 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 25 
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erst nach gründlicher Überlegung und 
Diskussion erfolgen. Ein öffentlicher 
kommunalpolitischer Diskussionspro-
zeß bietet bereits in einer frühen Phase 
aufgrund der Berichterstattung der lo-
kalen Medien die Chance, Bürgerinnen 
und Burger am politischen Entschei-
dungsprozeß teilhaben zu lassen. Die 
Partizipation möglichst vieler Personen 
und Gruppen ist elementare Vorausset-
zung für den interkommunalen Dialog. 

Das Spektrum entwicklungspolitischer 
Kulturarbeit ist umfassend und bietet 
vielfältige Möglichkeiten, den Interes-
sen und Bedürfnissen aller gerecht zu 
werden. Städtepartnerschaften bieten 
Chancen konkreten Handelns und ent-
sprechen somit dem Wunsch vieler, sich 
direkt und im persönlichen Kontakt mit 
den Problemen von Unterentwicklung/ 
Entwicklung auseinanderzusetzen. 
Handlungsmöglichkeiten wurden be-
reits 1985 im sog. „Kölner Aufruf" (vgl. 
IULA u.a. 1985) aufgezeigt. Danach 
bieten Städtepartnerschaften die 
Chance: 

- Entwicklungspolitisches Bewußtsein zu entwik-
keln, zu vertiefen und zu konkretem Handeln an-
zuregen (z.B. durch VHS-Seminare zur allgemei-
nen Entwicklungspolitik, Organisation einer „Kul-
turwoche" mit Besuchern aus der Partnerstadt, 
Ausstellungen, Reiseberichten etc.); 
- den Gedanken der Partnerschaft projektorien-
tiert mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe im Rah-
men des community Development zu gestalten; 
- Informationen über die Zusammenhänge zwi-
schen kommunalen Entscheidungen und deren in-
ternationale Auswirkungen zu sammeln (aktuelles 
Beispiel ist die Diskussion über die Verwendung 
tropischer Holzer bei Öffentlichen Bauvorhaben); 
- Kommunalpolitiker auf ihre internationale Ver-
antwortung hinzuweisen; 
- den Dialog mit fremden Kulturen anzustreben; 
- die kulturelle Dimension der Partnerschaft kri-
tisch zu reflektieren und daraus ein Konzept für 
den Umgang mit dem Partner zu entwickeln; 
- interkulturelles Lernen in der kommunalen Kul-
turarbeit zu realisieren. 

In enger Zusammenarbeit mit allen be-
teiligten Personen, Gruppen und kom-
munalen Einrichtungen (VHS, Biblio-
theken, Museen, Kulturamt etc.) kann 
die Kommune administrative Hilfestel-
lungen geben und somit die notwendi-
gen Strukturen und Voraussetzungen 
für interkulturelle Lernprozesse schaf-
fen. Theoretisch bietet eine Städtepart-
nerschaft viele Lernmöglichkeiten. 
Dies gilt für alle beteiligten Personen, 
kommunale Institutionen, Kommunal-
politiker und sogar Mr die Kommunal-
verwaltung. 

In diesem Zusammenhang muß auch 
die Frage gestellt werden, wodurch das 
Interesse an außereuropäischen Kultu- 
ren begründet ist und wie sich diese 
„neue" Kultur im Rahmen kommuna-
ler Kulturpolitik präsentiert. 

2. Renaissance der Kultur? 

Kultur ist in, sie hat Konjunktur, ist ein 
aktuelles kommunalpolitisches Thema 
und fiber ihre Aufgabe in einer sich ver-
ändernden Gesellschaft (postmoderne 
Gesellschaft, Krise des Wohlfahrtstaa-
tes, Ende der Arbeitsgesellschaft) wird 
heftig diskutiert. Die Kulturdezernen-
ten sind hocherfreut, ihre Etats steigen 
und die „Zehn-Prozent-Kultur" Frank-
funs wird zum Maßstab. Städte inve-
stieren in Kultur und schaffen sich ein 
neues Image: Neue Staatsgalerie in 
Stuttgart, eine Neue Pinakothek in 
München, Museen in Frankfurt, Köln, 
Krefeld, Düsseldorf und Mönchenglad-
bach, eine Philharmonie in Köln, Kul-
turforum in Berlin, restaurierte Opern 

„Städtepartnerschaften 
bieten Chancen konkre-
ten Handelns und ent-
sprechen somit dem 
Wunsch vieler, sich direkt 
und im persönlichen 
Kontakt mit den Proble-
men von Unterentwick-
lung/Entwicklung aus-
einanderzusetzen." 

in Frankfurt, Hamburg und Stuttgart 
und eine neue Oper in Essen. Alles 
vom Feinsten, klug durchdacht, ästheti-
siert und mit ökonomischem 
Kultur zahl sich aus und wird zu einem 
Wirtschaftsfaktor. Dieser „Kultur-
rausch" — so der nordrhein-westfälische 
Kultusminister Schwier (im Vorwort zu 
Erny/Godde/Richter 1988) — präsen-
tiert sich allerdings ambivalent und 
führt zu einer Polarisierung der Kul-
turszene. Einerseits wird Kultur funk-
tionalisiert und als ökonomischer 
Standortfaktor zum Inbegriff der Reak-
tivierung urbaner Zentren und dient 
dem Image einer lebendigen, dynami-
schen und prosperierenden Stadt, An-
dererseits . soll Kultur aber auch dazu 
beitragen, die vielfältigen gesellschaftli- 

chen Probleme zu lösen. Die Kulturde-
zernenten propagieren sowohl eine 
ökonomisierte, an den Kriterien der 
Leistungsgesellschaft orientierte, pro-
fessionelle, instiutionalisierte und letz-
tendlich etablierte Kultur, als auch eine 
zielgruppenorientierte, stadtteilbezo-
gene, dezentrale und selbstbestimmte 
informelle Basis-, Alltagskultur (so die 
zentralen Forderungen der Kulturdezer-
nenten der an KULTUR 90 beteiligten 
Städte, vorgetragen am 15.10.1988 in 
Essen). Mit anderen Worten: die Kom-
munen müssen die gesamte Plurifor-
mität kultureller Ansprüche und Aktivi-
täten fördern. Doch wie läßt sich das 
Neue, Experimentelle fördern und wie 
kann Kultur aufklärend, emanzipato-
risch wirken, wenn sie zunehmend öko-
nomisiert wird und der Erfolg bzw. 
Mißerfolg kommunaler Kulturpolitik 
von Kriterien wie Besucherzahlen und 
Spektkularität abhängig ist? 

Die Diskussion um zukünftige Kultur-
politik zeigt jedoch, daß eine Kultur 
„von allen, für alle" ein Regulativ in 
der Diskussion um Lebenskultur sein 
könnte. Kommunale Kulturpolitik 
sollte „Sinn stiften", positive Identifika-
tion bieten, sich mit.unbequemen Fra-
gen und Problemen der sozialen Reali-
tät auseinandersetzen. Kommunale 
Kulturpolitik und —arbeit ist jedoch ver-
waltete Kultur, ist institutionalisiert 
und hierarchisch strukturiert. Nach Sie-
bel/Häußermann „gerät sie in Aporien, 
wo sie zu initiieren sucht, was nur aus 
sozialen Bewegungen entstehen kann: 
Kritik, Widerstand" (vgl. Häußermann/ 
Siebel 1987, s. 212f.). 

Dies bedeutet jedoch nicht, daß kom-
munale Kulturarbeit zwangsläufig 
scheitern muß, wenn sie neue Verhal-
tensmuster und veränderte Norm- und 
Wertgefüge zu initiieren sucht. Sie er-
fordert allerdings ein Umdenken, muß 
Mittel und Räume bereitstellen, um 
Neues entwickeln zu lassen und zwar 
ohne Kontrolle, auch wenn dies ein 
kaum vorstellbarer administrativer Akt 
wäre. 

So kontrovers die Aufgabe der Kultur 
im Rahmen einer „Neuen Urbanität" 
auch diskutiert wird, so eröffnet der 
Diskurs doch neue Chancen einer qua-
litativ veränderbaren Kulturpolitik. 
Die Kommunalpolitiker (bzw. deren 
Lernfähigkeit) werden sich zukünftig 
auch daran messen lassen, inwieweit sie 
es verstehen, die Grenzen des Wach-
stums zu erkennen und ihre entspre-
chende Ideologie in Frage zu stellen. 
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3. Kultur und gesellschaftliche Kon-
fliktfelder 

Die Bearbeitung von Inhalten, die in-
folge eines hohen Problemdrucks, feh-
lender Lösungsmöglichkeiten und/oder 
infolge unterschiedlicher Strategien 
kontrovers diskutiert werden, ist cha-
rakteristisch für gesellschaftspolitisch 
ausgerichtete Kulturarbeit. Zu diesen 
Inhalten zählen auch die gegenwärtigen 
und zukünftigen friedensgefährdenden 
Konflikte wie der Nord-Süd-Gegensatz 
und Rüstung/Abrüstung (Gewalt/Frie-
den). 

Mit der Behandlung gesellschaftlicher 
Konfliktfelder gerät die Kulturarbeit 
zwangsläufig unter Legitimations-
zwänge und muß ihre Interessen z.T. 
gegen erhebliche Widerstände durch-
setzen (Das Argument „politische Aus-
gewogenheit" ist bei Veranstaltungen 
im kommunalen Rahmen immer dann 
zu hören, wenn es brisant wird). Diese 
Widerstände entstehen nicht durch die 
Behandlung des Themas selbst, son-
dern erst durch die Art und Weise der 
Bearbeitung und dadurch, daß kontro-
verse Standpunkte Diskussionen und 
Stellungsnahmen auslösen. Dies kann 
für manchen Politiker recht unange-
nehm aber auch äußerst lehrreich sein, 
wenn er z.B. auf seine internationale 
Verantwortung angesprochen wird und 
die Öffentlichkeit wegen der Beteili-
gung lokaler Unternehmen am Süd-
afrika-Geschäft um seine Meinung bit-
tet. So können sich die Kulturarbeiter 
sowohl in die Kommunalpolitik einmi-
schen, Druck ausüben als auch selber 
unter den der Öffentlichkeit und Me-
dien geraten. Der Legitimationsdruck 
und —zwang erfordert insgesamt einen 
längeren Kommunikationsprozeß. Da 
Städtepartnerschaften nichts mit kurz-
atmigem und folgenlosem Kulturaktio-
nismus gemeinsam haben, sollten kon-
troverse Standpunkte ausdiskutiert wer-
den und erst dann in einem weiteren 
Schritt die Realisierung einer Partner-
schaft_ erfolgen. dies wäre bereits ein 
bedeutsamer Lernprzeß für manche(n) 
Kommunalpolitiker/in. 

4. Zukunftsorientierte Kulturarbeit 
und Städtepartnerschaften 

Die Merkmale von Unterentwicklung 
sind Ausdruck von Friedlosigkeit und 
Gewalt und stellen somit eine Heraus-
forderung dar, der sich die kommunale 
Kulturarbeit nicht entziehen kann, 
wenn die Vermittlung eines menschen-
würdigen Weltverständnisses („Eine 
Welt") mit zu ihren Aufgaben zählt. Im 
Rahmen politischer Bildung werden 
Probleme des Nord-Süd-Gegensatzes 

meist theoretisch-abstrakt behandelt 
und es mangelt an Reflexion über zu-
sammenhängende. Strukturen und v.a. 
über ähnlich gelagerte Probleme in der 
eigenen Kommune wie z.B. Umgang 
mit Minderheiten, Ausländern, der 

„Dialog ist Vorausset-
zung für eine Partner-
schaft." 

Neuen Armut, ökonomische Struktur-
probleme etc.. Die Partnerschaft mit ei-
ner Kommune in der sog. Dritten Welt 
stellt ein konkretes Mittel dar, die intel-
lektuelle Auseinandersetzung mit der-
artigne Problemfeldern in einen fernlie-
genden Raum zu verlagern und in ei-
nem anschließenden Transfer mit 
neuem Bewußtsein und Verständnis für 
derartige Probleme auf die eigenen Ver-
hältnisse zu reflektieren: die Auseinan-
dersetzung mit fremden Kulturen erfor-
dert eine kritische Reflexion über das 
Fremde und auch über die eigenen Ver-
hältnisse, die eigene Kultur. Aus ihr las-
sen sich wiederum alternative Kon-
zepte und Handlungsmöglichkeiten ab-
leiten. 

Für die kommunale Kulturarbeit und 
ihre Institutionen ergeben sich zwei ele-
mentare Aufgaben: 
- Sie soll denegalitären Dialog mit dem 
Partner fördern und die Voraussetzun-
gen schaffen, daß dieser Dialog sowohl 
zustande kommt als auch von möglichst 
vielen Bürgerinnen/Bürgern wahrge-
nommen werden kann; 
- sie soll die Auseinandersetzung mit 
außereuropäischen Kulturen vorurteils-
frei fördern, da Klischees über das 
Fremde (Exotische) einer realistischen 
Betraachtung der Lebensverhältnisse 
der Menschen in der Partnerkommune 
entgegenstehen. 

Ziel ist die Verminderung kultureller 
Gegensätze. Ein verantwortungsbe-
wußter Umgang mit peripheren Le-
bensformen impliziert folgende Grund-
voraussetzungen: 
- Dem Verstehen von Fremdem sind 
Grenzen gesetzt. Wer keine fremde 
Sprache beherrscht, keine Reisen un-
ternimmt, ist im Verstehen einge-
schränkt; 
- das Begreifen und Verstehen darf  

nicht als ein rein theoretischer Lernpro-
zeß verstanden werden, sondern erfor-
dert die Kommunikation mit dem 
Fremden. Die Annäherung an den 
Fremden hat in behutsamen Schritten 
zu erfolgen. 

Dieser Dialog ist die Voraussetzung für 
eine Partnerschaft. Seine Einübung er-
fordert allerdings methodische Schritte, 
die es auch in der Kulturarbeit zu be-
achten gilt. Denkbar wäre ein Raster, 
das in abgewandelter Form, den regio-
nalspezifischen Bedingungen entspre-
chend, auch im kommunalen Rahmen 
realisierbar wäre. Voraussetzung hier-
für ist, daß alle Möglichkeiten kulturel-
ler und politischer Weiterbildung 
(VHS, Lehrerfortbildung, Multiplika-
torenseminare, Ausstellungen mit ent-
wicklungsbezogener museumspädago-
gischer Begleitung) genutzt werden. 
Nach Hauser ist der „kommunikative 
Dialog" nicht als ein „ängstliches Hin-
einhorchen" in das Seelenleben zu ver-
stehen, sondern als eine Übung, die 
praktischen und intellektuellen Um-
gang entfaltet und das Gefühl für Men-
schenwürde intuitiv kultiviert (vgl. 
HAUSER 1987, S. 40-43). Die im Dia-
log mit dem Partner auftretende Ver-
schränkung von Selbst- und Fremdin-
terpretation erfordert unterschiedliche 
Blickrichtungen: 

',Die Kommunen sollten 
sich ihrer internationa-
len Verantwortung be-
wußt sein und den Be-
reich „Dritte Welt" zum 
festen Bestandteil der 
kommunalen Kulturar-
beit machen." 

- Auf das Fremde aus der Sicht des Fremden (z.B. 
mittels außereuropäischer Literatur, Lesungen und 
Ausstellungen fremder Künstler/innen, die entwe-
der hier leben oder noch besser aus dem entspre-
chenden Kulturkreis eingelasen werden. Wichtiger 
Bestandteil derartiger Veranstaltungen, für die sich 
VHS, Museen, Schulen und Bibliotheken eignen, 
wären die Urteile der Künstler/innen über ihre ei-
gene Kultur und deren Umgang mit ihr, z.B. 
Aspekte des Neokolonialismus und kulturelle Ent-
fremdung); 
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- auf die eigene Kultur (z.B. kritische Auseinan-
dersetzung mit der Kulturpolitik, Aufgabe der Kul-
tur in einer sich verändernden Gesellschaft, Kul-
tur- und Zivilisationskritik); 
- auf den Fremden aus dem eigenen Blickwinkel 
(Auseinandersetzung mit europäischer Kolonialge-
schichte; Erscheinungsformen, Ursachen und Aus-
wirkungen von Rassismus und Ethnozentrismus); 
- auf das Urteil des Fremden Ober unsere Kultur; 
- auf gemeinsame und je eigene Möglichkeiten der 
jeweiligen Kultur; 
- auf Aufgaben, die sich angesichts der endogenen 
Dynamik der einzelnen Kulturen im Hinblick auf 
das Leben in „Einer Welt" ergeben. 

Eine derartige Herangehensweise und 
der Umgang in Form eines „kommuni-
kativen Dialogs" mag angesichts man-
gelnder Kreativität vieler Kulturdezer-
nate und aufgrund der Schnellebigkeit 
kommunaler Kulturaktivitäten utopisch 
erscheinen. Doch dürften Städtepart-
nerschaften nicht zu jenen Exotismen 
zählen, mit denen Kommunen ihre In-
ternationalität und Weltoffenheit (auch 
ein aktueller Wirtschaftsfaktor!) zum 
Ausdruck bringen. 

Städtepartnerschaften mit dem Ziel der 
Friedensförderung und interkulturel-
lem Austausch dürfen nicht ökonomi-
siert werden. Eine emanzipatorisch wir-
kende Kulturpolitik hat jenen Kräften 
entgegenzuwirken, die Partnerschaften 

in den Ländern Afrikas, Asiens und La-
teinamerikas mit Absatzmärkten, Tech-
nologietransfer und suggestiver Weltof-
fenheit (sprich Überlegenheit) assoziie-
ren. 

Im Rahmen kommunaler entwicklungs-
politischer Kulturarbeit ergeben sich 
vielfältige Handlungsmöglichkeiten in 
unterschiedlichen Bereichen: 
- Informationsarbeit (Kurse, Seminare, Bereitstel-
lung von Materialien, die darauf abzielen,das öf-
fentliche Bewußtsein zu stärken); 
- Bildungsarbeit (soll neben einem kritischen Ver-
ständnis entwicklungsbezogene Initiativen hervor-
bringen); 
- Werbekampagnen (verweisen auf Mißstände und 
strukturelle internationale/lokale/regionale Zu-
zanunenhänge); 
- partnerschaftliche Aktivitäten (zwischen Schu- 
len, Dritte-Welt-Gruppen ect., die auf einer reali-
stischen und informierten Einschätzung des sozia-
len, politischen, kulturellen und religiösen Umfel-
des des Partners beruht; 
- Planung und Durchführung eines Projektes 
(Kommunale Entwicklungszusammenarbeit). 

5. Projektpartnerschaft 

Die Planung und Durchführung eines 
Projekts ist bzw wird häufig zum Leit-
motiv einer außereuropäischen Partner-
schaft und drückt den Wunsch vieler 
Bürger/innen aus, aktiv und direkt han- 

deln zu können. Doch gerade dieser 
Bereich ist äußerst komplex, wider-
sprtichlich und erfordert von allen Be-
teiligten ein überdurchschnittliches En-
gagement. Darüberhinaus ist diese 
Form entwicklungspolitischen Hand-
lens relativ neu und die bisher gesam-
melten Erfahrungen unterschiedlich 
und kaum ausgewertet. Der Reiz, sich 
projektbezogen zu engagieren ist unter 
pädagogischen Aspekten verständlich. 

Die Meinungen über den Sinn und den 
Erfolg derartiger Projekte gehen weit 
auseinander und eine Entscheidung für 
oder gegen ein Projekt ist von vielen 
Faktoren abhängig. Es ist allerdings zu 
betonen, daß „guter Wille" und Enga-
gement allein nicht ausreichen, son-
dern es erfordert Verantwortungsbe-
wußtsein, Wissen, Professionalität und 
Kontinuität. Dies sind Kriterien, die 
weit über den Rahmen kommunaler 
Kulturarbeit hinausgehen und nicht. 
jede Kommune ist in der Lage, solch 
vorbildliche Strukturen wie die Freie 
Hansestadt Bremen zu schaffen (vgl. 
Freie Hansestadt Bremen 1987). 

Ich möchte an dieser Stelle kein State-
ment für oder gegen .ein Projekt abge- .. 
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ben, da die existierenden Formen (das 
Spektrum reicht von Schulpatenschaf-
ten über rurale Dorfentwicklung bis hin 
zu Regionalprojekten) und die jeweili-
gen strukturellen Bedingungen zu un-
terschiedlich sind als daß sie allgemein-
gültige Aussagen zulassen. In Anleh-
nung an den „Kölner Aufruf" können 
jedoch Bedingungen und Voraussetzun-
gen formuliert werden, die bei der Initi-
ierung eines Projektes berücksichtigt 
werden sollten: 

- Kommunale Projektpartnerschaft erfordert ei-
nen Dialog aufegalitärer Basis; 
- der kompetente und verantwortungsvolle Ein-
satz aller Mittel (Finanzen, Sachmittel, Z,eitauf- 

• wand) muß gewährleistet sein; 
- die Kommunen sollten einen Mindestetat für die 
kontinuierliche Informations- und Bildungsarbeit 
zur Betreuung und Dokumentation des Projekts 
bereitstellen; 

die Erarbeitung eines entwicklungspolitischen 
Konzepts sollte selbstverständlich sein und das 
Projekt in den Gesamtentwicklungsplan der Kom-
mune integriert sein (politische und rechtlich-admi-
nistrative Absicherung); 
- das Projekt muß professionell betreut werden, 
z.B. durch einen Entwicklungspädagogen, —sozio-
logen und/oder durch kommunale — dem Projekt 
entsprechende — „Spezialisten"; 
- die Arbeit an dem Projekt setzt die uneinge-
schränkte Beteiligung aller Gemeinwesenmitglie-
der und —bereiche voraus: Schulen, Parteien, 
Frauen-, Gewerkschafts-, Dritte-Welt Gruppen 
etc., Medien, etc.); 
- die Entscheidung für ein Projekt sollte vom Kon-
zept der „Hilfe zur Selbsthilfe" im Rahmen des 
Community Development geleitet sein. Es sollte 
zeitlich begrenzt, realistisch, d.h. überschaubar 
sein und nach Ablauf der Zeit von den Betroffenen 
selbstbestimmt weiterentwickelt, verwaltet und 
kontrolliert werden; 
- die Erfahrung und das Wissen nicht-staatlicher 
Entwicklungsorganisationen sollte einbezogen wer-
den; 
- das Projekt sollte die Ursachen, nicht die Sym-
ptome bekämpfen. Es sollte der sozialen Gerech- 
tigkeit dienen, die Selbstbestimmung und insb. die 
Lebensbedingungen benachteiligter Gruppen for-
dern. 

Diese Kriterienauswahl partnerschaftli-
chen Umgangs verdeutlicht die Kom-
plexität, Probleme aber auch die Mög- 
lichkeiten entwicklungspolitischen 
Handelns. Wiederholt wurden auf Ta-
gungen und Seminaren Beispiele aufge-
zeigt, die grundlegende Kriterien im 
Umgang mit dem außereuropäischen 
Partner vernachlässigten und somit das 
Projekt scheitern ließen. Sollte man 
sich aber dennoch für ein Partner-
schaftsprojekt entscheiden, so bieten 
kleine, überschaubare und mit gerin-
gem Aufwand durchführbare Projekte 
wie z.B. eine Schulpatenschaft, Unter-
stützung und Hilfe beim Ausbau der 
kommunalen Infrastruktur (Trinkwas-
serversorgung, Schul- und Kranken-
hausbau etc.) meineserachtens die sinn-
vollste Möglichkeiten und eine Vielzahl 
von Lernchancen. Nicht die Größe ei-
nes Projekts ist bedeutsam, sondern 
der Umgang, der Dialog mit dem Part-
ner und die sich daraus ergebenden Ver- 

haltensänderungen. 

6. Fazit 

Städtepartnerschaften und Partnerpro-
jekte mit einer Kommune in der sog. 
Dritten Welt bieten für alle Beteiligten, 
Bürger/innen, Dritte-Welt-Gruppen, 
Schulen, kommunale Institutionen 
(VHS, Museen, Bibliotheken), Kom-
munalpolitiker/innen und Kommunal-
verwaltung ein breites entwicklungsbe-
zogenes Handlungsfeld und somit Lern-
möglichkeiten. 

Die Kommunen sollten sich ihrer inter-
nationalen Verantwortung bewußt sein 
und den Bereich „Dritte Welt" zum fe-
sten Bestandteil der kommunalen Kul-
turarbeit machen. Dies ist begründet in 
der Annahme, daß nicht nur Solidarität 
und Eigeninteresse Motivation für die 
Entwicklungszusammenarbeit sind, 
sondern daß es v.a. notwendig sei, Ver-
ständnis für die Menschen in periphe-
ren Regionen, deren Probleme, Le-
bensbedingungen und Kultur zu ent-
wickeln. 

„Kommunale Kulturar-
beit kann nichts initiie-
ren, das nicht aus einer 
sozialen Bewegung ent-
standen ist." 

Am Beispiel einer Städtepartnerschaft 
(vgl. nachfolgenden Fallbericht von Jo-
hannes Holz!) lassen sich viele ab-
strakt-theoretische Etnwicklungszu-
sammenhänge konkretisieren, und der 
direkte Kontakt mit dem Partner er-
möglicht einen interkulturellen Dialog. 
Interkulturelles Lernen ließe sich so 
„von Kommune zu Kommune" realisie-
ren. Die Voraussetzungen für derartige 
Prozesse müßten in einem Konzept für 
die kulturelle Weiterbildung (dezen-
treal, stadteilbezogen und zielgruppe-
norientiert), den regionalspezifischen 
Bedingungen entsprechend, geschaffen 
werden. Jedoch sollten die realen „Ein-
mischungsmöglichkeiten" der Kulturar-
beiter nicht überschätzt werden: Kom-
munale Kulturarbeit kann nichts initiie-
ren, das nicht aus einer sozialen Bewe- 

gung entstanden ist; d.h., daß Städte-
partenrschaften in der Irrationalität en-
den können, wenn sie von oben herab 
verwaltet werden. Ohne Partizipation 
der Bevölkerung verlieren sie ihren 
Sinn und ihre politische und kulturelle 
Legitimation. 

Städtepartnerschaften erfordern Ziel-
gruppenarbeit, nicht nur, um neue Per-
sonen für das entwicklungspolitische 
Arbeiten zu gewinnen, sondern auch 
um die Mitarbeit bereits existierender 
Gruppen zu gewährleisten. Deren He-
terogenitat erfordert allerdings die Ver-
netzung und Koordination aller Aktivi-
täten. Positive Erfahrungen haben 
einige Kommunen mit der Errichtung 
eines „Dritte Welt-Zentrums" gemacht. 

Kommunale Kulturarbeit kann struktu-
relle Hilfeleistung bieten, Räume und 
Mittel bereitstellen, koordinierend wir-
ken, die Partnerschaft pädagogisch be-
gleiten und den direkten Austausch er-
möglichen. Kommunale Kulturarbeit 
im Bereich Dritte Welt erfordert jedoch 
auch Einstellungen und Verahltenswei-
sen, die sich nicht kritiklos an denen ei-
ner Leistungs- und Konsumgesellschaft 
orientieren. Alle Beteiligten sollten 
den Mut aufbringen, das „Immer 
Mehr" in Frage zu stellen, wenn es ih-
nen mit der Realisierung des „Eine 
Welt"-Gedankens ernst ist. Kommu-
nale Institutionen könnten in diesem 
Sinne eine Leitbildfunktion überneh-
men. 

Städtepartnerschaften können mehr 
sein als Exotismen, die Weltoffenheit 
und Internationalität suggerieren. Sie 
bieten durch ihre Notwendigkeit der 
Teilhabe möglichst vieler gesellschaftli-
cher Gruppen ein (häufig ungenutztes) 
breites entwicklungspolitisches Hand-
lungsfeld, somit eine Fülle von Lern-
chancen und die Reflexion auf die eige-
nen sozialen, ökonomischen, politi-
schen und kulturellen Verhältnisse. 
Kulturelle Weiterbildung und Zielgrup-
penarbeit stehen dem Druck zuneh-
mender Okonomisierung und der Ten-
denz, Kultur auf das Machbare zu redu- 
zieren entgegen. 0 
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ZEP-7}effen 1989 

Damit niemand sagen kann, er hätte es 
nicht rechtzeitig gewußt, hier der Termin 
unseres diesjährigen ZEP-Treffens, zu 
dem alle Leser, alle Autoren und natür-
lich alle Redakteure der ZEP herzlich 
eingeladen sind und bei dem es u.a. um 
die Diskussion eingereichter Manus-
kripte und um die Jahresplanung 1990 
geht: 7-8. Oktober 1989 (voraussicht-
lich auf der Schwäbischen Alb). akt 

„Aalen und die Dritte Welt" 

Auf Einladung des Dritte Welt-Ladens trafen 
sich im Juni 1985 alle Ortsverbände der Par-
teien, Volkhochschule Aalen e. V, Familien-
bildungsarbeit (ökwnenisch), Ev. und Kath. 
Pfarrgemeinden, amnesty international, Ev. 
Kreisbildungswerk, Ev. Jugend, Industriege-
werkschaft Metall, Comboni Missionare, 
Lehrer und andere Engagierte zu einem Aus-
tausch über die jeweilige entwicklungspoliti-
sche Arbeit Was tut die Gruppierung und 
warum? 

Der Anlaß: An Informationsveranstaltungen 
und Aktionen des Dritte Welt-Ladens betei-
ligte sich immer der gleiche Interessenten-
kreis. Selbst die ausgeklügeltsten Formen ent-
wicklungspolitischer Arbeit weiteten ihn nicht 
aus. Initiativen anderer Gruppierungen wa-
ren bekannt, Berührungsängste allerdings 
trennend. 

Heftige und inhaltsreiche Kontroversen ent-
brannten bei der ersten Diskussion anhand 
der Fragen nach Politik und Motivation der 
Eingeladenen. Daraufhin zogen sich die Li- 

Johannes Holz 


